
Lage der Nation 

Von Wirtschaftswachstum, 
Sozialleistungen und 

Steuerpoliti k 
Die Lage der Nation aus der Sicht von Jeannot Krecke (LSAP) 

Reini letztjährigen parlanientarisclieii Budgetbericlit, vorgetragen von Jeaniiot Kreckk, war aufgefal- 
len, daß der Rapporteur sicli iiiclit mit fiiaiizpolitbclieni Geplänkel zufrieden gegeben hatte, sondern 
weseii tliclie Zu kuiiftsfrageii der Luxemburger Geseiiscliaft aufgeworfen hatte. Angesichts der ökolo- 
gischen und sozialen Herausforderuiigen, die auf uns zukommen, meinte er, Luxemburg; sei vor ein 
"clioix de socikt6" gestellt. Die forum-Redaktion wartete den Bericht zur Lage der Nation a l ~ ,  den 
Preniiennuiister Jean-Claude Juiicker ani 2. Mai 1996 in der Abgeordiietenkaninier vortrug, um sich 
mit dem Fiiiaiiwxperten des Koalitioiispartiiers über seine Sicht zur Lage der Nation zu uiiterlialten. 

Wirtschaftswachstum und ziai eingestellten Parteien arrf Drlickdes Bunknsek- 
tors gezwungen, Zrtgeständnisse irn Sozialbereicli zu 

Sozialnetz rncrc/ien. 

Ra yiiioiid Klein (RK): Eigentlich ist ltnser Wirt- J~.annotKrec-&: Als Sozial ist kam ich ja einver- 
sclitrf~ssystern vonzwei Krisen erfn/jt: von einer Öko- standen seiit iiUt solchen Maßilahnien zugunsten der 
logisc/ten lind von einersozitrlen. Wiilirenddiesozia- Ranken, weil sie den Gnindbataiid des Sozialstaats Rot,iain 
le Krke mörrliclrerwei~e noclr drlrch weiteres wirt- 

< .  

~cliclftliche~s Waclistrrrn zli lösen wäre, wiirde ein 
derrrrtigcs W~icluatm die erstgenannte Krise weiter 
i~erscl~Nrfen. Der Sozialstaat kommt drircli die Kop- 
pelung der beiden Krisen in eine Zwickrniihle. 

Jeannot Kreckd: Ich habe schon in irieinem Budget- 
hericht iiii Herbst 1995 darauf hingewiesen, daß 
Wirtschaftswachstuiii iiiuiier eine Verschlechterung 
der Lebeiisqualität nach sich ziehen kann. Die Krise 
hat aber nicht nur ökologische Folgeii, sondern auch 
soziale. Wir haben in Luxeiiiburg, uiid in Europa all- 
geiiieiii, ein Sozialstaat~itiodell aufgebaut, das nicht 
m ~ i i  Nulltarif zu haben ist. 111 der Poleiriik betreffend 
die Steuerseiikuiigeii Sur die Uiiternehiiien ist wieder 
die Rede von 'Steuergeschenken an die Kapitalisten'. 
Wir khiinen natürlich iiiorgen entscheiden, keine der- 
artigen 'Gescheiike' zu iiiachen, den Betrieben nicht 
ni helfen, doch dann iiiüssen wir uns auch der Folgen 
für die Finanzierung unseres Sozialnetzes bewußt 
sein. MeineFrage ist: Sind die Bürger bereit, Einbuß- 
en in den Sozjalleistungen hinzunehirien? Denn das 
ist die Kon$equeiu, wenn wir auf Wirtschaftswachs- 
tuiii verzichten. In$oferii ist der soziale Konflikt bri- 
santer als der ökologische, der uiis droht. 

Claude Wey (CW): Trctsicll dieRegicrungniclitrrrtcli 
deshnlb scliwc~r, eine sozialvertriigliclie Lösnng zu 
finden, weil sie cirrs zwei Parteien ,gebildet ist, die Iii- 
storkch gesehen den Sozitrlstaat in LiliemDrtrg crrrf-  
gebciut titzl>en, nncli dem Modell der sozialen Mnrkt- 
wirrschuft? Nun selien sicli aber die beiden elier so- 
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finanziell absichern helfen. (E3 bleibt zu überprüfen, 
ob die SozialpoEtik, die wir mit dem so erwirtschaf- 
teten Geld betreiben, auch greift.) Es geht bei dieser 
Wirtschaftspolitik danirri, sich Mittel zu verschaffen, 
um eine Sozialpolitik betreiben zu können. Wir ge- 
hen ja von eineni Netz an Sozialleistungen aus, das 
sehr dicht und teuer ist. Nehmen wir das Beispiel 
Krankenkassen. Jeder von uns zahlt 5,2% seines 
Bruttolohns in die Krankenk;c.sse. In keinernstaat Eu- 
ropas sind die Beiträge so niedrig. In Deutschland 
liegt der entsprechende Prozentsatz bei 13,2%. Wir 
können uns den niedrigen Satz nur leisten, weil der 
Staat einen großen Zuschuß an die Krankenkassen 
zahlt. Und dasselbe tut er bei den Rentenkassen, bei 
den faiiulienpolitkchen Leistungen usw. Luxemburg 
hat einen großen Teil der Sozialleistungen fiskali- 
sied, d. h. die Finanheningaus den Steuereinnah~tien 
übemorruiien. In die Pensionskasse zahlt jeder ja nur 
8% seines Lohnes, für Pensionen, die zu den höch- 
sten Ebropas zählen: ohne staatlichen Zuschuß wäre 
das nicht denkbar. 

sionssyste~u, das bekanntlich auf einem U~rilagever- 
fahren, nicht auf eineni Kapitalisationsverfahren, be- 
ruht, ist anders nicht zu finanzieren. Wenn wir heute 
sagen, die Renten seien dank der steigenden Zahl der 
Beschäftigten bis ins Jahr 2006 oder 2010 abgesi- 
chert, haben wir eigentlich nur das Problemverscho- 
ben, nicht aber gelöst. Die Aktiven von heute sind 
wohl Netto-Zahler in die Rentenkassen, aber die wer- 
den in absehbarer Zeit auch Netto-Eriipfanger sein. 

Michel Pauly (1n.p.): Das Gegenmodelt wenn man 
n ich r von immer weiler skigenden Bescfzäfiig~nzah- 
len ablzängig sein will, wäre eine Verringerung der 
Pension~gellälter oder eine Erhbhung der Beiträge? 

Jeannot Krecke: Oder das Kapitalisationsverfahren 
an Stelle des Uriilageverfahrens. Einige meinen, im 
Kapitalisationsverfahren werden die eingezahlten 
Beiträge sozusagen als privates Vermögen des Bei- 
tragzahlers verwaltet und ihrii irr1 Ruhestand in Fonii 
einer Rente zurückbezahlt, während irti Uriilagever- 
fahren riut den Beiträgen der Aktiven die Renten der 
Ruheständler bezahlt werden. Dieses System führt 
aber in die Sackgasse: Die ~ u x e ~ t i b u r ~ e r  gehen irr1 
Schnitt inutier früher in Rente (mit weniger als 57 
Jahren!), sie werden i~ i i  Schnitt iriuiier älter und ihre 
Pensionen werden irririier höher. De~tigegenüber ist 
die Zahl der Aktiven gering und sie zahlen die nied- 
rigsten Beiträge in ganz Europa. Diese Gleichung 
kann auf Dauer nicht aufgehen. 

Sel bstbescheidung ist 
angesagt 
11i.p.: Ist ulso das Kapitcr1kations~)erfuhren die Lö- 
sung oder muj3 man in Riclihtng Beschränkung der 
Bedürfnisse und Ansyrücfze umdenken? Muß man 
den Aktiven beibringen, daß sie nicht mehr mit so 
holzen Pensionen zählen diirfen? 

Jeannot Kreckk: Der Arifang ist ja gemacht mit den 
Diskussionen uni die Pensionen iiii öffentlichen 
Diemt, wo es ja sehr, sehr hohe Pensionen gibt. Hier 
ist sicher die Frage berechtigt, ob solche Ruhegehäl- 
ter iri i  Alter noch notwendigsind. Abgesehenvon der 
Finanzierungsfiage stellt sich auch die Frage, was 
diese Leute iiut dem Geld tun, das sie i ~ n  hohen Alter 
noch verdienen. Sie ersetzen sicher noch ihr Auto 
oder Möbelstücke, reisen auch viel, doch es wird in 
dein Alter kaum noch in substantielle Neuanschaf- 
fungen investiert. Also fließt das Geld in die Taschen 
derkinder, die es in der Tat nötig haben. Es geschieht 
hier eindeutig eine Uiiiverteilung zugunsten der Kin- 
der dieser Ruheständler. Dabei entsteht aber eine 

I 
- - neue Ungerechtigkeit. Kinder von Beziehern von ho- 

hen Renten haben eindeutig bessere Slartchancen iin 

Roiiiai n H o f f i i i a ~  privaten Leben, z. B. bei dei Gründung einer eigenen Daher wäre auch die Gefahr so groß falls die Grenz- 
FaIlulieund der Anschaffungeiner Wohnung, als die gänger nicht mehr bei uns, sondern iiii Wohnland be- NachkoI1ullen von Leuten ilijt bescheidelieren Ren- 

steuert würden. Unser gesaiiites Sozialnetz ~iiüßte ten. 
dann reorgaiiisiert werden; der Staat iiiüßte seinen 
Beitrag stark zurückschrauben. CW: Inzwisclien ist das Leben in Luxembur~ auch so 

U 

teuer geworden, daß es kaum mehr möglich ist, sich Wir haben uns iiiit unserein Sozialsystelii einem eine eigo>e Wollnung anruscllaffen 
f,.,,anzirlle Wachstui~i der Arbeitsplätre verschrieben. Das setzt Hi,fe der 

aber ein Wirtschaftswachstulii voraus. Unser Pen- 
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Jeiinnot Kreckd: Dabei entstehen aber Ungerechtig- 
keiten. Das Preisniveau auf derri Iiiuiiobilienriiarkt 
verlangt doch ~uindastens 10 Millionen Franken für 
die erste Wohnung. Die kann kein Paar nach zwei, 
drei Jahren aufbringen. Hat es nur zwei, drei Millio- 
nen, riiuß es sieben, acht Millionen Kredit aufneh- 
nien. Wer kann das dann aber wieder zurückzahlen, 
ohne die Hilfe von zuhause? Unsere Generation erbt 
weit größere Suiii~iien von ihren Eltern als jede Ge- 
neration vor uns. 

CW: Das Luxembilrger Vermögensmodell und der 
Itnmobilientnarkt funktionieren also nur, weil zwei, 
drei Generationen lang gespart worden ist. Heute 
sind aber die Preise so hocli, daß die heutige Gene- 
rcition keine großen Ersj)izrnisse mac/ien kann und 
die kommende Generation also olzne Polster dizste- 
Iren wird. Dann wird sie aber niclit 20-2.7 Jalire lang 
ihre SclzuIden vom Wolinungsbuu abz,2rzhlen1 sondern 
40-50 Jahre lanrz. In anderen Worten: die iiberniicli- 
ste Generation wirddus neide Haiis mitbezal~len miis- 
sen, trotz giinstiger Zinsen. 
Die Frage ist uber, wie kann man ein so1che.s System 
veriindern, das sicher aufseinen sell>s~c~rscliuldeten 
Untergang zueilt. Selb~the~scheidung ist also wieder 
angesagt. Wie können veruntwor~~ngLsbwu/3te Poli- 
tiker diese Botsclzirft vc.r~nitteln .I Das miiß doclz ge- 
rade in Luxemburg recht scliwierig sein, wo es den 
Leiiten seit über dregig Jalzren verdamtnt gilt gellt 
und das einzige VerLy~reclzen der Politiker immer 
darin bestand zu be1iizur)ten: Wenn ihr mich wiililt 
wird es eucli noch besser gellen.? War diznn dieSteu- 
erreform von 1991 nicht ein Signal in die falsche 
Ric11titng.i 

Jeirnnot Kreckk: Die Reforrii hat sicher deiii Staat 
eine Reihe Möglichkeiten getioiiiiiien, aber ich war 
zu stark an ihrer Ausarbeitung beteiligt, uni sie jetzt 
als falsch hinstellen zu können. Mir scheint es aber 
wichtig festzuhalten, daß wir uns zur Zeit in Luxeni- 
burg nicht in einer Krisensituation befinden. Wohl 
gibt es Leute, denen es schlecht geht; denen soll auch 
eine spezifische Hilfe zukoiiiiiien. Doch wir stehen 
nicht ~ i u t  deiii Rücken zur Wand. Trotzdeiii scheint 
itur der Augenblick gekoniriien, uiii auf breiter Basis 
eine Diskussion zu provozieren über die Frage, wie 
es weitergehen soll. Bislang waren die Reaktionen 
auf die in irieiiierii Budgellxricht gestellten Fragen 
nicht überwältigend. Wir iiiüssen mrii 'parler vrai' 
übergehen, systerriatisch bei jeder Forderung auf die 
Folgen hinweisen, Zusaiiiiiienhänge erklären, ... Wer 
seine private Lebenswelt vor schädlichen Uiiiwelt- 
einflüssen schützen iiiöchte, Läriiibelästigungen und 
stinkende Abgase in seiner Nachbarschaft abstellen 
iiiöchte, der iiiuß sich bewußt sein, daß auch sein 
Auto zu den 240 000 gehiirt, die ja nicht iiiiiiier nur 
in der Garage stehen. Wer Wirtschaftswachstu~ii 
braucht, iiiuß z. B. auch veriiiehrten Flugverkehr ak- 
zeptieren. Daher konuiit unweigerlich die Frage auf: 
welches Wirtschaftswachstuiii ist noch vertretbar? In 
Luxe~iiburg kann zuiiindest die Mittelschicht sich 
fast alles leisten. Daiiut verbunden ist aber ein sich 
iiiuiier stärker ausbreitender Egoisiiius, eine negative 
Einstellung zur Solidarität, zur gegenseitigen Hilfe. 
Hauptsache ist, die eigene, private Lebenswelt ist in 
Ordnung, der Rest ist egal. 

Es ist ohne Zweifel eine große Sünde von uns Politi- 
kerngewesen, da0 wirjahrelangversäuiiit haben, sol- 
che gesaiiitgesellschaftlichen Zusaninienhänge zu er- 
klären. Diese Diskussion iiiuß unbedingt weiterge- 
führt werden. Bei den Wahlen niüssen die Bürger 
dann in Kenntnis der Langzeitfolgen entscheiden, in 
welche Richtung der Zug fahren soll. Auf die Gefahr 
hin, daß Politiker, die diese Ehrlichkeit aufbringen, 
beiiii Wähler durchfallen. Das Risiko iriuß jeder Kan- 
didat, aber auch jede Partei für sich selbst abschätzen 
und Folgerungen ziehen. Ein jeder Politikersollte im- 
mer bereit sein, auch wieder ins zivile Leben zurück- 
zu kehren. 

Schwindende Solidarität 
RK: Ist Luxemburg nicht dabei, seine Probleme auf 
Kosten seiner Nachbarn zu lösen? Ist Luxemburg 
niclzt genauso gut von der Krise betroffin wie die 
Nirclibizrregionen im Westen, Süden oder Osten, nur 
hat Luxemburg es fertiggebraclit, eine Reihe Proble- 
me dortliin abzuschieben. 

Jeannot KrecU: Das scheint nur stark übertrieben. 
Wir nutzen ohne Zweifel unsere Souveränität aus 
zugunsten einer Nischenpolitik i r i i  wirtschaftlichen 
Bereich, indeiii wir Wege beschreiten, die Nachbar- 
regionen, wei I sie nicht souverän, sondern Teile eines 
größeren Staates sind, nicht beschreiten können. Da- 
durch können wir Vorteile bieten, auch den Grenz- 
gängern aus den Nachbarregionen, die sie zuhause 
nicht finden. Sie finden zuerst iiial einen Arbeitsplatz, 
ein Eiiikoiiiriien. Aber das bringt natürlich auch 
Transportprobleiiie riut sich. Notwendig wäre sicher 
ein Denken in Kategorien der Großregioii statt in na- 
tionalen Grenwn. Ich bin nur natürlich bewußt, daß 
die Grenzgänger ihre Steuern bei uns bezahlen, die 
Nachbarregionen ihre Schulen, ihre Kulturzentren, 
ihre Spitäler aber finanzieren riiüssen. Es wäre schon 
gesünder, Luxeiiiburg als Zentruni nicht nur eines 
kleinen Landes anzusehen, sondern einer Großre- 
gion, und wirtschaftliche Investitionen nicht nur in- 
nerhalb der nationalen Grenzen ansiedeln zu wollen. 
Dieses Unidenken riiuß aber noch in die Köpfe ein- 
dringen. Es ist in der Tat nicht norriial, daßein Grenz- 
gänger, der bei uns arbeitet und dann seinen Arbeits- 
platz verliert, seine Arbeitslosenunterstützung iiii 
Heirimtland beantragen iriuß. Es gibt zwar ein Ab- 
konuiien, nach deiii Luxe~iiburg verpflichtet wäre, 
diese Arbeitslosenunterstützu~ig zurückzuzahlen, 
aber es wurde noch nie davon Gebrauch geiiiacht. 

CW: Luxemburg hizt olzneZweifi1 jahrelang e h e  Ni- 
sclienpolitik betrieben. Doclz mittlerweile haben an- 
dere Regierungen erkannt, daß aiicli sie derartige 
Vorteile nutzen können, etwa Irland das dabei Ist, 
mit Steiiervergiinstigiingen einen eigenen Finanz- 
plaa aiifiubarten. Bestellt da niclzt die Gefrrhr, duß 
Lilxe~nburg nur ein 'off-.slwre'-Gebiet unter vielen 
sein wird.? 

Jerrnnot Kreckd: Ich behaupte, nicht die Regierun- 
gen, nicht die Politik fördern diese Entwicklung, son- 
derndie Globalisierungder Weltwirtschaft, weil heu- 
te alles, Güter, Kapital frei zirkulieren darf. Dadurch 

Es ist ohne 
Zweifel eine 
große Sünde 
von uns 
Politikern 
gewesen, daß 
wir jahrelang 
versäumt 
haben, solche 
gesamtgesell- 
schaftlichen 
Zusammen- 
hänge zu 
erklären. 

- P 
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Ich stelle 
fest, daß 

immer 
stärker die 

Arbeit 
belastet wird, 
die Leute, die 

eine Arbeit 
haben, und 

die Betriebe, 
die Leute 

beschäftigen, 
und immer 

weniger das 
Kapital. 

haben die einzelnen Länder iiruiier weniger Gewicht, 
uni eine eigene Wirtschaftspolitik zu betreiben. 

1ii.p.: Vorhin hast Du von Nischen der Souveränitüt 
gesprochen ... Ich zweifeie in der Tat daran, daß es 
über1uiq)t noclz eine nationale Souveräniiätgibt, die 
sich gegen die Interessen des internationalen Kapi- 
tals beliai~pten könnte. 

Jeannot Krecke: Es gibt sie aber noch, doch sie 
niiiurit ab. Die Wirtschaft spielt schaiiilos ein Land 
gegen das andere aus. 

1ri.p.: Das haben wir ja in den letzten Tagen von Sei- 
ten der dei~tsclwn Bcrnken in baug  auf den Finanz- 
platz Luxemburg erlebt ... 
Jeannot Kreckk: Es ist klar, daß die anderen Länder 
auf die Luxeniburger Nischenpolitik reagiert haben, 
weil die Wirischaftskreise ihnen das suggeriert ha- 
lxn. 

1ii.p.: Unsere Soui)eriinitiit niinrnt also i)on Tag zu 
Tag ab. 

Jeannot Kreckk: Ganz sicher. 

1n.p.: Wie soll man dann verstehen, daß der Premier- 
minister in seinem Bericht ziir Lage der Nation be- 
Iuuptct, er sei nicht erpreßl)rrr, weder von Luxembur- 
ger Unternehmern noch von deu~sclwn Bankern, sei- 
ne Steiier~~olitik sei kein Gesclienk das airfDruckder 
Letzteren zitstandegekornrnen sei, sondern entsyre- 
clre einer i)oluntaristiscl~en Politik zum Nutzen des 
Landes ... ? 

Jeannot Kreckk: Diese Politik wird durchaus von 
dein bestiiiuiit, was rund uiii uns geschieht, von der 
Politik anderer Länder und der Reaktion der Wirt- 
schaft auf solche Angebote. Es bleiben aber noch 
Möglichkeiten eigenständigen Handelns, auch wenn 
sie kleiner werden. Früher gab es z. B. noch die Mög- 
lichkeit der Devisenkontrolle, der Güterkontrolle. 
Heute ist der Fluß unkontmlliert und er fließt dorthin, 
wo der Ertrag der beste ist. 

11i.p.: Und was wird geschehen, wenn wir die eigene 
Wiihrltng verlieren und nur noch der Euro zirkulier~ 
unter der Obhut einer Zentralbank, die nach dem Mu- 
ster der Dc~utscii cw Birndesban k rein monctaristivcl~e 
Kriterien in der Wirtsclra f~spolitik anwcwdet und so- 
zia le Überlegitngen artßc~n vor lizßt ? 

Jeannot Krecke: Auch deren Reaktionen sind durch 
die Vorgänge in der Wirtxhaft bestiiiuiit. Ihre Steue- 
rungsitiöglichkeiten sind aber iiiuiierhin größer als 
jene eines kleinen Landes wie Luxeniburg. Aber es 
stirtuiit, daß eine Reihe unserer Nischen wahrschein- 
lich enger werden, wenn wir an der Wirtschafts- und 
Wihrungsunion teiliiehiiien. Die Frage ist, ob inan 
dieser Entwicklung passiv zusieht, oder ob nian nach 
neueii Chancen sucht. Es ist klar, daß wir eine Reihe 
von Gebieten entwickeln iiiussen, etwa den Bereich 
der Telekoiiuiiuiiikatioii, in dein das Luxeiiiburger 
Produkt einfach so gut ist, daß es sich weltweit durch- 
setzen kann, unabhängig von jeder Nischenpolitik, 
dank des erworbenen Know-hows, durch die Infra- 
strukturen, die zur Verfügung stehen usw. Wenn wir 
das nicht aktiv betreiben. werden wir uns sicher auf 

der Verliererseite wiederfinden. Daher scheint mir 
die Idee der Großregion so interessant: Luxemburg 
als Zentrum einer Großregion, die eine eigene Dyna- 
iiuk entwickelt, die über unser kleines Territoriuni 
hinausgeht. Da heißt es noch viele neueIdeen entwik- 
keln. 

Heute kann ein Ingenieurbüro problenilos in Indien 
seine Pläne entwerfen und die Berechnungen machen 
lassen, von hoch qualifizierten Fachkräften zu einein 
lächerlich geringen Preis, und iiiorgen liegt das Re- 
sultat in Luxerriburgauf dein Tisch, dank Dateniiuto- 
bahnen und Inforriintiknetzen. Doch es gibt auch Be- 
reiche, in denen der Mehrwert nicht so hoch isl und 
die Güter nicht so leicht hin- und hertransportiert 
werden. Ichdenkeetwa an Holz. Es gibtHolzbei uns, 
aber kau111 holzvernrbeitende Industrien. Es gibt Pro- 
dukte, die es sich nicht lohnt, anderswo herzustellen, 
die wir aber ungenügend unterstützen. Dasselbe gilt 
für den agro-aliiiientären Bereich. Doch die bringen 
keine so hohen Gewinne, sie sind auch nicht so pre- 
stigiös. Daher vernachlässigen wir die häufig. Wir 
iiiüssen unbedingt verstärkt die Klein- und Mittelbe- 
triebe unterstützen, die z. T. Marktnischen entdeckt 
haben und eine solche Konipetenz aufgebaut haben, 
daß sie europaweit Marktführer geworden sind. 

Wirtschaftswachstum und 
Arbeitslosigkeit 
CW: Jetzt haben wir eine Dreiviertelstunde (über 
Wirtschaftspolitik statt iiber Soziaipolitik gespro- 
chen. Über Sozialpolitik, die das Ziel des Wirt- 
schuftswachstrrms sein sollte, wird wenig geredet. 
Auch die fiilirenden Parteien in Europa, die Christ- 
demokraten wie die Sozialdemokraten, scheinern So- 
zialpolitik nur noch alsAnlzängse1 ihrer Wirtschafis- 
politik zu betrachten. 

Jeannot Kreckd: Ohne wirtschaftlichen Unterbau ist 
Sozialpolitik halt nicht ~riehr ~riachbar. Wenn bei uns 
Iriorgen ein wichtiger Sektor einbricht, fehlen d e ~ n  
Staat von heute auf iriorgen 10-15 Milliarden. Das ist 
mehr als der Staat heute allein für familienpolitische 
Maßnahrrien (Kindergeld usw.) ausgibt. Ungefähr 
90% des Staa tshaushalis sind ja gebunden, nur 10% 
stehen uns zur freien Verfügung. Und das sind 15 
Milliarden. Also rnüßte rrian iiuFalleeines Einbruchs 
gleich das Sozialnetz anknabbern, oder dann den 
Weg der Verschuldung gehen. 

CW: Luxemburg hat in dieser Hinsichtdoch noch ein 
Polster im Vergleich zu den übrigen europäischen 
Staaten. Es gibt bei uns keine Staatsschuld Wäre es 
dann nicht sinnvoll, um verschiedene soziale Refor- 
men in die Wege ZU leiten, eine begrenzte Krediuauf- 
nahme ins Auge ZU fassen ? 

Jeannot Kreckd: Schulden iriachen geht in Ordnung, 
wenn die danut finanzierten Ausgaben keine Kon- 
suriiwirkung haben und keine Urriverteilungs~iaß- 
nahnien darstellen. Eine Verschuldung ist nur zur Fi- 
nanziemng von Ilifrastrukturiiinßnahiiien zu verant- 
worten. 
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CW: Ich denke nicht an neue Beili ilfen, sondern elier 
z. B. an Kindert~ge~c~ctiiffen, die ja sehr felilen. 

Jeunnot Kreckk: Ich bin seit Jahren - das klingt jetzt 
nicht sehr populär - der Meinung, daß wir zuviel uiii- 
verteilen und uns einen größeren Handlungsspiel- 
rauiii erhalten niüßten, uiii eine Reihe von Infrastruk- 
turen iiii sozialen Bereich zu verbessern. Auch iiii Be- 
reich der Ptlegeversichemng fehleii viele Strukturen. 
Solche Infrastrukturen ziehen natürlich auch Unter- 
haltskosten nach sich. Es stiiiiirit, daß wir iiii sozialen 
Bereich vorrangig nur an finanzielle Beihilfen den- 
ken, obschon auch infrastrukturelle Maßnah~iien nö- 
tig wären. 

CW: Infiastruhtren wie Kindertcigesstii ffen würden 
gkiclzzeitig uucli eine n e u  Arbeitsteilung zwkclien 
Mnnn und Frau erleichtern und somit ge.cellsclz(zfts- 
politisclze Reformen ermögliclten. Drzs gellt iiber die 
klassisclie Sozialpolitik Iiinaus. 

i1i.p.: Trotzdem ziirück zur Sozialpolitik iind zuin Zu- 
srimrnc~nhang zwischen Wirtschuftswtzcl~stum lind 
Arbeit.ylri tzubsiclier~tng. Wer die Jaliresbericlt der 
in Lilxembitrg unsüssigen Banken in den leaten drei 
Monaten in der Tagespresse i~erfolgte, mußte fest- 
stellen, duß sie 199-7 Gewinnsteigerungen von IO-  
20% zu verzeichnen hatten. Der Premierminister 
stellte in seinem Bericlit zur Lage der Nution fest, d (u  
Wirtsc/lrzfiswac/iLlsh~m liabe 199.5 bei 3,8% gelegen, 
gilt ein Prozentpunkt über dem durch.cclinittlic/ien 
Wtrch.~h~m in der Eitropiiisc1u.n Union, die Zalil der 
Beschiiftigten sei um 2,9% gestiegen, die Infkition sei 
rz~rf 1,9% zurückgegangen. Krinn icli dunn von Wirt- 
sclr(zft.~krise sprecllen? Nicole Notczt (Genertllsekre- 
ttirin der CFDT in Frunkreicli) stellte in 'Ze Monde" 
vom 19. April 1996 fest, dujj aitcli Frrinkreich seine 
wirtscliaftlichen Parameter verbessert hube, lind 
trotzdem ist es niclitgebtngen, die Arbeitslosigkeitzu 
senken. Warum dann auf Wirtschufiswaclistum sel- 
Zen? Ist eine derurtige Politik ein wirkcames Mittel, 
um die Beschafhgitngskrise zu lösen? 

Jetrnnot Krecki: Ich bin kein Verfechter des absolu- 
ten Wirtschaftswachstunis. Ich habe nur die Frage 
aufgeworfen: Wenn die Bürger in Luxeiiiburg iiicht 
bereit sind, Einbußen in ihrer11 Wohlstand hinmiieh- 
riieri, dann verschreiben wir uns autoiimtisch einerii 
Wirtschaftswachstuni. 

Was Du ansprichst, ist zweifellos eine drairüitische 
Entwicklung, iiii übrigen Europa sicher noch stärker 
als bei uns. Die Arbeitslosigkeit wird, seit zehn Jah- 
ren schon, nicht riiehr durch Wirtschaftswachstuiii 
aufgesogen. Die Arbeitslosigkeit ist strukturell be- 
dingt. Und sie wird, rii.  E., in den nächsten Jahren 
noch wachsen. Bisher war vor alleiii der Sekuiidar- 
sektor betroffen: die Industrie hat sich in den letzten 
zwanzig Jahren restrukturiert, indeiii viele Arbeits- 
plätze wegrationalisiert wurden. Doch was nun iiii 

Tertiarbereich ansteht, wird noch schliiiiiiier sein. Ich 
rede von den Banken und Versichemngeii. Die jüiig- 
sten Entwicklungen iiii Inforiiilltikbereich lassen hier 
einen riesigen MiL~rbeiterüberschuB in den nächsten 
Jahren erwarten. 

Die 6000 Arbeitslosen in Luxeiiiburg sind natürlich 
ein Probleiii. Doch es ist noch rucht draiiiatisch. Wir 

haben eine Arbeitsiiiarktvewaltung, die den Anfor- 
derungen nicht gewachsen ist. Wir schaffen ja iiiurier 
noch - netto gesehen - neue Arbeitsplätze. Das Prob- 
lerii ist nur, daß nicht die Arbeitslosen diese Plätze 
besetzen, sondern zusätzliche Grenzgänger. Das 
hängt miii Teil an einer ineffizienten Verwaltung, 
zuiiiTeil aber auch arii Patronat, das lieber Leute aus 
deiii Ausland einstellt, weil es denen billigere Löhne 
aufzwingen kann. 

Irii angekündigten Steuerpaket ist daher vorgesehen, 
eineiii Betrieb, der Arbeitslose einstellt, die ihiii voiii 
Arbeitsanit veriiuttelt wurden, zehn Prozent Steuer- 
gutschrift auf dessen Lohn zu gewähren. Es bleibt 
natürlich abzuwarten, obdie Maßnahiiie greifen wird 
und inwieweit Mißbräuche verhindert werden kön- 
nen, etwa indeiii ein Untemehriier einen Mitarbeiter 
entläßt, den der Geschäftsfreund dann einstellt, uni 
den Steuerbonus einzuheiiiisen und uiiigekehrt. In 
Luxeiiiburg ist nicht die Schaffung neuer Arbeitsplät- 
ze das Probleiii, sondern die Wiedereingliedemng 
von Arbeitslosen in den Arbeitsiiiarkt. Und wir haben 
eine solche Vielfalt von Maßnah~iien getroffen, daß 
kein Unternehiiier iiiehr den Überblick hat, was alles 
iiiöglich ist. Das soll natürlich nicht heißen, daß das 
Probleni des Mangels an Arbeitsplätzen, wie es in1 
Ausland besteht, nicht auch deriinächst nach Luxeiii- 
burg koiiuiien kann. 

Eine neue Steuerpolitik? 
iii.p.: Nun zic~llt ein nngc~l~emmtes Wirtsclzr~fi~wacl~c- 
hun aber cittcli eine Reilie schwerwiegender ökoiogi- 
sclr er Problemc~ nucll sicli. Da wir viel von Steiderpo- 
litik geredet Iiaben, sollte mrln uucli einen Vorsclilng 
ins Gespriicll bringen, der in Deidtccliland viel d ich-  
tiert wird: Das lwittige Statersystem belastet die Be- 
triebe nm stärksten, die czm arbeitintwsivsten sind, 
vor allem auclz durclz die hohen Lohnnebenkosten, 
wührend kapitalintensive Betriebe, die wenig Ar- 
beitsj7liitze sclicl ffen, steuerlich giinstiger da wnkom- 
men. Es wurde erreclinet, daß eine hölwre Energie- 
steuer einerseits zum Energiesparen anreizen, aber 
g1~'iclizeitig etwcz 500 000 bic 600 000 Arbei~cj)lütze 
sclirz ffen witrde 

Jecinnot Krc.crk&: Das ist iiiakro-ökonoiiusch zweifel- 
los richtig, doch leichter in eiiieiii großen Land zu 
bewerkstelligen als bei uns. Eine unserer Hauptein- 
nahiiiequellen ist die Akzisensteuer. 60-65% des bei 
uns verkauften Be~izins und Dieselöls wird an den 
Grenztaiikstel leii und auf den Autobahnen abgesetzt. 
47% des Dieselöls wird allein auf den Autobahnen 
verkauft. Beiiii Benzin liegen die Grenztankstellen 
vorne. Es ist klar, daßdie Hauptkunden nicht dieLeu- 
te aus Wasserbillig oder Weriiperhardt sind. Wenn 
wir also die Energiesteuer erhiihen, erleiden wir 
große Einbußen bei den Akzisen. Ich habe schon in 
irieineiii Budgetbericht betont, daß dieser Faktor ei- 
nen der drei Schwachpunkte unserer Wirtschaft und 
unseres Haushalts darstellt. Wir haben große Einnah- 
iiien bei den Akzisen, aber nur weil wir daiiijt eine 
Steuemische ausnutzen. Wenn wir iriorgen den Ben- 
zipreis erhöhen, gehen uns acht oder zehn Milliarden 
Einnahitien verloren. Das geht sehr schnell. 

Wenn die 
Bürger in 
Luxemburg 
nicht bereit 
sind, 
Einbußen in 
ihrem 
Wohlstand 
hinzunehmen, 
dann 
verschreiben 
wir uns 
automatisch 
einem 
Wirtschafts- 
wachstum. 

mai-juni 1996 



Lage der Nation 

Ist es richtig, 
daß 

Vermögen, 
die nicht 

durch Arbeit, 
sondern 

durch die 
Bautenpoliti k, 

etwa den 
Straßenbau, 

oder die 
Lotissement- 

Politik der 
Gemeinden, 
entstanden 

sind, die 
Agrarland zu 
bebaubaren 

Grundstücken 
aufgewertet 
hat, integral 

zum Nulltarif 
weitervererbt 

werden 
können? 

m.p.: Der Riickgang bei den Akzisen wäre liöher aals 1n.p.: Frankreich und Belgien hatten doch lange Zeit 
die Melzreinnalzme d~irclt Verteuerung der Energie- einen erhölften Steuersatz bei der Mehrwertsteuer 
steuer ? auf Luxuswaren ... 
Jeannot Kreckk: Auf jeden Fall, denn dann koiiuiien 
ja keiiie Besucher niehr nach Luxeniburg, allein uni 
zu tanken. Der Korsurii ist übrigens schon rückläu- 
fig, da der Preisunterschied nicht niehr so groß ist 
oder weil z. B. den Lastwagen größere T a n b  gestat- 
tet wurden, so daß ein Auftanken unterwegs nicht 
iiiehr nötig ist, ein Uriiweg über Luxeiiiburg also 
nicht iiiehr rentabel ist. Pan  llel zuin Dieselverkauf 
geht übrigens der Verkauf von Zigaretten und Tabak 
zurück. Natürlich kann inan die Frage stellen, ob es 
sinnvoll ist, den hohen Verbrauch von Benzin und 
Dieselöl zu unterstützen. Darauf antworte ich gerne 
nut nein, aber iiian iriuß wissen, daß die Konsequenz 
einer Akzisenerhöhu ng einen Einnahiiieverlust für 
den Staatshaushalt bedeutet, und verschiedene Aus- 
gaben uiiiiiöglich ~iiachenwürde. Dieeinzige Lösung 
besteht in einer europäischen Einigung in dieser Fra- 
ge, was ja auch geschieht, denn die Akzisen steigen 

Die prinzipielle Frage, die sich stellt, ist eine andere: 
Sollen wir stärker auf indirekte Steuern setzen, und 
dazu gehören die Akzisen, oder besser die direkten 
Steuern erhöhen'? Ich stelle erstens fest, daß die Ar- 
beit iiiuiier stärker belastet wird, die Leute, die eine 
Arbeit haben, uiid die Betriebe, die Leute beschäfti- 
gen, und iiiuiier weiiiger das Kapital. Und wir setzen 
diese Politik fort, wie alle europäischen Regierungen. 
Hier wäre eine erste Uiiiverteilung deiikhar, wenn 
auch sehr gewagt. Zweitens ist die Gewichtung zwi- 
schen direkten uiid indirekten Steuern zu hinterfra- 
gen. Bei uiis werden übrigens nicht nur Koi~suiiiguter 
iiut indirekten Steuern belegt. Auch eine 'taxe d'a- 
bonneiiient' auf Inilestment fonds gehört dazu. Man 
kanri sich aber fragen, ob die Mehrwertsteuer eine 
gerechte oder eine ungerechte Steuer ist. Klassischer- 
weise werden direkte Steuern, die progressiv zuni 
Einkoiiuiien oder Veriiiiigen steigen, in unserer Par- 
tei als gerechter dargestellt als indirekte Steuern auf 
Brot und Milch,diefürdeii kleinen Mann wie fürden 
Reichen dieselben sind. Niiiuiit inan aberdie Struktur 
der Mehrwertsteuer iii Luxeiiil~urg, so iiiuß inan fest- 
stellen, daß die Hälfte der Güter das Warenkorbs, der 
den täglichen Bedarf einer Durchschiiittsfairiilie aus- 
iiiacht, eineni der niedrigen Steuersätze unterliegen 
(396, 6% oder 12%). Nur 43% der Wareii des tägli- 
chen Warenkorbs unterliegen dein Satz von 15%. 
Andererseits iiiuß ich festhalten, daß der Mindest- 
lohnbezieher kauiii die Möglichkeit zur Steuerer- 
iiiäßigung hat bei der Einkoiiiriiens- oder Verriiö- 
genqsteuer, da er kauiii absetzbare Ausgaben tätigt, 
während dank Baiikgeheiiiiiiis und iiiaiigelhafter 
Steuerfahnduiig reiche Bürger eine gewisse Steuer- 
gestlltu~igsfreiheit nutzeii kiiiiiien und aufjeden Fall 
Steuereriiiäßiguiigeii erreichen kiinnen. Ist es dann 
nicht gerechter, den Korisuiii heher zu besteuern, da 
Reiche ja auch stärker koiisuiiuereii, uiid zwar vor 
alleiii die nicht von den eriiiäßigten Mehrwertsteuer- 
sätzeti erfaßten Wareii? Als Sozialisten haben wir uns 
iiiiiiier gegen eine MWSt-Erhöhung gewehrt, aber 
ich denke angesichts der Steuerstruktur wäre hier ein 
Uiiidenken angebracht. 

JeannotKreckk: Der ist nicht mehr erlaubt. Es ist zur 
Zeit ein Maxiriiuirivon 25% gestattet. Wir haben ei- 
nen Maxi~iialsatzvon 15%, den niedrigsten Tarif, der 
erlaubt ist. Die anderen Staaten haben auch häufig 
nichtdiese reduziertensteuersätze; das habenwir uns 
ausgehaiidelt, allerdings nicht allein. Wenn wir diese 
niedrigen Sätze noch eine Weile beibehalten dürfen, 
dann gibt es eine Garantie, daß kleine Einkomniens- 
bezieher auf ihren elementaren Bedürfnissen nicht zu 
stark belastet werden. Aber ich bin niir nicht sicher, 
ob wir bei der nächsten Verhandlungsninde diese re- 
duzierten Sätze noch aufrechterhalten können. Das 
wäre schlinuiier als wenn wir den Höchstsatz auf 16 
oder 17% erhöhen riiüßten. 

Vermögenssteuer und 
Spekulationsgewinne 
RK: Warum dann nicht einfach für eine gerechtere 
Verteilung der verfigbaren Einkommen sorgen? 

Jeannot Kreckg: Dann wären völlig andere Maßnah- 
riien notwendig: Dann iiiüßte das Bankgeheittuiis 
aufgehoben werden. Dann iriüßte die Körperschafts- 
steuer erhöht werden. Eine gerechtere Steuerpolitik 
ist nur iriöglich, wenn inan die einzelnen Eleiiiente 
des Veriiiögens besser erfassen kann. Zur Zeit hat ein 
Haus, das der Veniiögenssteuer unterliegt, einen Ein- 
heitswert von 100-150 000 Franken, während die 
Schuld, die für den Erwerb aufgenonunen wurde, 
sich auf 5 oder 6 Millionen beläuft. Es ist daher in 
Luxeiiiburg iiiöglich, rtiehrere Häuser sein eigen zu 
nennen, ohne der Verriiögenssteuer zu unterliegen, 
weil der Eiiiheitswert überhaupt nichts inehr iiit den1 
Marktwert der Iiruiiobilie zu tun hat. 

i1i.p.: Warum schützt der Staat den Einheitswertdenn 
niclit realistischer ein.? 

CW: Es ist klar, dußderstaat in Luxemburgstetsden 
Erwerb von Immobilien unterstützt hat, um eine brei- 
te Vermögensstreunng zu fördern lind so eine Stabi- 
lisierung der Geselllschrift zu erreicl~n. Alle huben 
eine HuusbeL~itzermentalitnt ... 
Jeannot Krecki: Das sieht man auch bei der Erb- 
schaftssteuer. In direkter Linie ist sie nicht geschul- 
det. Geld und 'valeurs niobilikres' brauchen auch 
nicht deklariert zu werden. Schwarze Konten können 
also in direkter Linie probleirilos weitervererbt wer- 
den. Das ist so. Ob das sinnvoll ist, wage ich aller- 
dings zu bezweifeln. Ich finde es nicht noniial, daß 
wir alle Freibeträge anheben, den Einheitswert der 
Iriuiiobil ien aber auf deiiistand von 194 1 eingefroren 
lassen. Noch wagt aber nieiiiand solche Eisen anm- 
fassen, z. B. eine regeliiiäßige Anpassung des Ein- 
heitswerts an den Bauindex vorzuschlagen. Uber den 
Sinn einer Erbschaftssteuer Iäßt sich in Luxeniburg 
nicht in Ruhe diskutieren. Ich verstehe, daß Eltern, 
die ein gewisses Veriiiögen erarbeitet haben, es an 
ihre Kinder weiterreichen wollen. Ich kam trurdaher 
vorstellen, daß in direkter Linie ganz hohe Freibeträ- 
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ge vorgesehen werden. Doch ist es richtig, daß Ver- 
iiiögen, die nicht durch Arbeit, sondern durch die 
Bautenpolitik, etwa den Straßenbau, oder die Lotis- 
senient-Politik der Geiiieinden, entstanden sind, die 
Agrarland m bebaubaren Grundstücken aufgewertet 
hat, integral mtii Nulltarif weitewererbt werden kön- 
nen? Aber ich bezweifele, daß eine solche Diskussion 
auch nur ansatzweise in Luxeiiiburg iiiöglich sein 
wird. Ich sehe schon die Schlagzeilen iiii Fernsehen: 
X will deiii Arbeiiersohn nun auch noch das Eigen- 
heiiii versteuern. 

Aus den1 Grund iiiußte ich auch eine parteiinterne 
Debatte m deiii 'T'heiiia abbrechen. Auch innerhalb 
der LSAP ist dieses Theiiia noch nicht spruchreif. 
Vor alleiii die Vertreter der kleinen Leute blocken da 
ab. 

Ich finde es aber nicht noririal, daß in unserer Gene- 
ration Leute soviel Geld geerbt haben, daß sie nicht 
iiiehr a rbei ten iiiüs,cen. Wenn sowas iiiögl ich ist, wird 
die tägliche Arbeit doch unwahrscheinlich abgewer- 
tet. Ist das deiin gesund? Ich finde es nicht iioniial, 
daß wenn der Geineiiiderat den Bauperiiiieter inittels 
Strich auf der Lanclkarte erweitert und daiiiit aus Ak- 
kerlaiid Bauplätze inacht, dieser Mehrwert den Ei- 
geiitüiiiern ipso f'acto mkoiiuiit, ohne daß sie dafür 
die geringste Aiistrengungunternonuiien haben. Und 
was noch schliiiuii:er ist: Wenn heute iii eiiugen Ge- 
iiieiiiden etwa des Alzettetals wegen der Über- 
schweiiuiiungsgef'ahr dieser Periirieter wieder zu- 
rückgenoiiuiieii wird, iiiüssen diese Eigeiitü iiier laut 
Staatsraburteii auch nocheiitschädigt werden für den 
Wertverlust! Das kann ich nicht iiiehr akzeptieren. 
Andere arbeiten vierzig Jahre lang und verdienen we- 

V U 

iiiger als diese Leute, die per Federstrich ihr Land i n  
Bauplätze venvar~delt sehen. In Luxeiiiburg wird 
iiian nicht reich iiiittels Arbeitslohn, hiichstens wohl- 
h;iheiid. Reich wird riian durch (Baulaiid)spekula- 
tioii. 

RK: Das gescliielzt ja aber uitf international~r Ebene 
alr f dem Kupit<llrntirkt genrzuso, mit nocli viel grope- 
rrn Sllinrncw. Wenn nitn L~uembitrger Bauern dieses 
Vc~rlrtl1tc.n nnclirrlinzen, krinn mon ilrncn drzs niclit zirin 
Vorwurf tnoclit.n. 

JctrnnotKrcckc;: Ich iiiache ihrieii den Vorwurf nicht, 
sondern uns Politikern, daß wir kein Mittel gefunden 
haheii, uiii solche Praktiken i n  den Griff zu bekoiii- 
iiien. 

R K :  Friilrer stand in LSAP- Wrr1rlj)rograminen ein 
Pussw zirr R eforirl der Vcv-mögenssteuer. Der felllt 
Iiente ... 

Jeannot Krrckc;: Weil er nie verwirklicht wurde. Es 
gibt iii Luxenihurg eine Veriiiogeiissteuer. Sie briiigt 
rund 600 bis 700 Tyfillioneii Franken bei den physi- 
schen Personen (iiikluiive Unteriiehiiieii, die als in- 
dividuelle Unterriehriien, also nicht als Kapitalgesell- 
schaften funktionieren) ein. Berechnet iiian daraufhin 
die besteuerte Basis, koiiiiiit inan auf ein Veriiiiigen 
von ca. 140 Mi11 iartleii, das in Luxeiiiburgbeiiri Steu- 
eraiiit deklariert wird. Das entsprichtgenau deiii Wert 
aller i n  Luxeiiiburg iiiiiiiatrikulierten Autos. Die Ein- 
wohner Luxeriilwrgs geben - karikatural ausgedrückt 
- iiii r i hrcii Wagen iils Veniibgenswert an, als gebe es 

kein anderes Veririögen. Ich war trotuieni dagegen, 
die Veniiögenssteuer abzuschaffen. EF war nänilich 
ins Auge gefaßt worden, diese Steuer bei den Unter- 
nehiiien abzuschaffen und nicht wie jetzt vorgesehen 
die Gewerbekapitalsteuer. Beide bringen etwa 
gleichviel ein - etwa 2,8 Milliarden -, doch die Be- 
triebe hätten lieber die Veniiögenssteuer abgeschafft 
gesehen, weil die geschuldete Gewerbekapitalsteuer 
von der besteuerbaren Basis der Körperschaftssteuer 
abgeschrieben werden kann. Ich bestand aber darauf, 
daß die Veriiiögenssteuer, auch wenn sie zur Zeit 1ä- 
cherlich gering ist, beibehalten wird, denn inan weiß 
nie, ob nicht irgendwann Finanzierungsprobleiiie 
auftauchen, die über den Weg einer Erhöhung der 
Verniögenssteuer zu lösen wären. 

An dieseiii Beispiel kann iiian also merken, daß die 
Politik durchaus noch Spielrauin hat. Das vorii Fi- 
nanztrunister gestern vorgestellte Maßnahirienpaket 
wurde längereZeit durchdiskutiert, und nicht erst seit 
die deutschen Banker vor wenigen Wochen lauthab 
danach verlangten. 

i1i.p.: Du bist also nicht mit Danielle Fonck einver- 
standen, die heute im 'tugel>lun'schre&t: ''Le fait est 
qu'd l'lzelrre de la mondialkation de l'konomie (...) 
un jeunepoliticien fait la d61nonstrationprzr l'absur- 
de qite lri yolitiqi~e n 'a plus d'autre raison d'stre que 
de sntisfr~ire finunciers et entreyreneurs".? 

J'crnnot Kreckk: Nein, die Meinung teile ich nicht. 
Es ging nicht daruiri, bestiiiiiiite Personen mfrieden- 
zustellen, sondeni daruiii, eine wirtschaftliche Akti- 

Roiiiain 1-loffiiiam 
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Nehmen wir 
das Beispiel 
Nordstraße. 

Der Eingriff in 
die Natur wird 
gewaltig sein. 
Doch im Falle 

eines 
Referendums 

würde noch 
immer eine 

große 
Mehrheit den 
Eingriff in die 

Natur 
befürworten, 
weil sie sich 
eine größere 
Bequemlich- 

keit davon 
erwartet. 

vität zu unterstützen b m .  unnütze Belastungen abm- 
schaffen. Ur~sere Frage lautete: Ist es richtig, das Ka- 
pital, also den Eigenbesitz eines Betriebs, doppelt m 
besteueni? Früher gab es noch eine dritte Steuer ... 

1ii.p.: Die Lohn.summensteirer ... 
Jeannot Kreckk: Ja, die gab es auch und ist heute 
abgeschafft, aber die lag nicht auf dein Kapital. Ich 
dachte an die 'taxe d'ahonnetnent', die heute nur 
noch von Holdinggesellschaften und Investiiient- 
Fonds verlangt wird. Wenn ich also das Eigenkapital 
der Betriebe nicht iiiehrdoppel t besteuere, profitieren 
natürlich in erster Linie, aber nicht exklusiv, die Ban- 
ken davon, weil die das größte Kapital besitzen. 

Die Klein- und Mittelbetriebe niüssen riut ganzande- 
ren Mitteln gefördert werden als über den Weg von 
Steuererleichterungen. Deren Problenie sind anders 
gelagert. Ich stelle iiiit Bedauern fest, daß selbst hoch 
ausgebildete Leute oder Handwerkeriiieister unbe- 
dingt danach streben, Staats- oder Geiiieindebeaiiite 
zu werden. Keiner will iiiehr ein Risiko tragen. Die- 
seiii Problelii kam inan nicht irut Steuererleichterun- 
geil begegnen. Bei der Betriebsgrü~idung spielt die 
Gewerbekapitalsteuer keine Rolle. Das Problerii ist, 
daß der Jungunteriiehiiier oder die s.A r.1. ein Eigen- 
kapital von 500 000 Fraiiken oder von 1,250 Millio- 
nen haben iiiag, dafür aber noch bei keiner Bankeine 
Kreditliiiie von drei Milliaiieii erhält, weil die Bank 
da rui das persöiiliche Veniiiigen a 1s Garantie belastet. 
Hier iiiul.3 iiian daran denken, die Mutualitaten dazu 
zu bewegeii,solche Risikokreditem gewähren. Steu- 
ern hingegen spielen erst eine Rolle, wenn fette Ge- 
winne anfallen, nicht bei der Betriebsgründung. 

iii.p.: Stimmt es LFIISO doch, dr~ß die Bankr eine ein- 
flirßreickere Lobby lruben als die Klein- itnd Mittel- 
unternehrnc>r lind illre Interessen di~rchsetzen konn- 
ten .? 

Jeannot Kreck6: Es ist nicht abzustreiten, daß die 
Baiiker ihre Lobby haben. Aber das ist nicht das ent- 
scheidende. Wir iiiüssen halt ein wachsanieres Auge 
auf die Banken halten. Ein Drittel der Staatsei~inah- 
iiieii koiiiiiit aus deiii Fiiiaiiziektor! Das ist auf der 
einen Seite natürlich einegute Sache, dieui~s entspre- 
chende Ausgaben erlaubt. Auf der anderen Seite ist 
das aber auch extrerii unvorsichtig. Wenn die sich 
riiorgen von Luxeiiiburg verabschieden, können wir 
unsere Sozialpolitik vergessen. Die Lobby-Arbeit 
der Banken iiiag ihre Rolle spielen, doch das Verant- 
wortuiigsgefühl des Politikers verlangt auch Auf- 
iiierksaiikeit gegenüber den Bedürfnissen dieses 
Sektors und gegenüber den Entwicklungen irr1 Aus- 
land, die seine Geschäftsbedingungen beeintlussen. 
Ein Einbruch auf dieserii Sektor geht schnell in die 
Milliarden. 

"Choix de societe" und 
Solidarität 
Doch die furidaiiientale Diskussion, die in Luxeiii- 
burggeführt werden iiiuß - ich sage es noch einriial - 
ist die: Sind wir bereit eine Reihe Einbußen in unsenii 
Wohlstand und in unseren Einkoniriien hinzuneh- 

itien? Sind wir bereit das Wirtschafiswachstuni nicht 
niehr als einziges erstrebenswertes Ziel anzusehen? 
Und welchen Stellenwert erkennen wir der Ökologie 
m ?  Das ökologische Bewußtsein ist sicher gewach- 
sen, aber es geht noch nicht sehr weit, sobald der ein- 
zelne Abstriche von seiner Bequenilichkeit xnachen 
rnuß. Das scheint ~ n i r  aber sehr bedenklich. Nehinen 
wir das Beispiel Nordstraße, die ich nie unterstützt 
habe. Der Eingriff in die Natur wird gewaltig sein. 
Ich bin auch überzeugt,daß inan die Verkehrsflüssig- 
keit runduni die Hauptstadt anders hätte gewährlei- 
sten können als niit dein Bau dieser Schnellstraße 
durch den Grünewald. Doch ini Falle eines Referen- 
duiiis würde noch i~rurier eine große Mehrheit den 
Eingriff in die Natur befiirworten, weil sie sich eine 
größere Beque~idichkeit davon erwartet. Solange das 
iiiöglich ist, bezweifele ich, daß die Politik ein lang- 
saiiieres Wirtschaftswachstu~ii nut allen seinen Fol- 
gen befürworten kann. Die Geselischaft ist 1n.E. noch 
nicht reif für die Diskussion uniden clwixdesoci&tk. 

Das sah inan ja auch bei der Diskussion urn die 
Staatsbearritenpensionen. Nieriiandeni ist dabei das 
geringste Leid geschehen. Keiner niußte eine Ein- 
koiiiiiienseinbuße hinnehrrien. Und trotzdeni gingen 
40 000 auf die Straße. Es iiiag sein, daß die Politiker 
ihre Refonti schlecht erklärt haben. Trotzderii gibt 
dieser Massenprotest zu denken. Was wird dann ge- 
schehen, wenn nial echte Einichränkungen nötig sein 
werden? Ist es dann nicht noniial, daß der Politiker 
die Sache noch eine Weile treiben Iäßt, bis die nega- 
tiven Auswirkungen deutlicher spürbar sind? 

CW: Bedeutet die Emotionalität und die Hefiigkeit, 
mit der die Debatte um die Staa~~beamtenpensionen 
gefiilrrt wurde, nicht ai~cli, duß ein Großteil der Ge- 
selLschr~ft erkunnt hat, daß ein Maximum erreiclzt ist, 
von dem aus es nur noch ein Abwürtsgeben kann, das 
die Staatrbeamten aab erste erwischt hat, dem aber 
andereSektoren folgen werden ? Daß aabo vkle auch 
fur sich Einbußen in naher Zularnft erwarten? Iclz 
sehe die Massenproteste eher als letztes Aufbäumen 
von Menschen, die sich bewußt wurden, daß sie eine 
Entwicklilng nicht entscheidend bremsen können. 

Jeunnot Kreckg: Gibt es denn nicht andere Probleiiie 
in unserer Gesellschaft, die schärfere Reaktionen und 
Massenproteste hervorrufen niüßten als jene der 
Staatsbeaiiiten? 1111 Bauwesen, iiri Handel arbeiten 
Menschen iiut geringen Löhnen, denen ain Ende des 
Monats nicht viel übrig bleibt für Sonderwünsche. 
Sie gehen aber nicht auf die Straße. 

CW: Das scheint [ins auch eine der wesentlichen ge- 
.selL~d~rlfispolitisc/~en Fragen zu sein: wie funktio- 
niert dieSolidriritiit in Luxemburg? 

Jcunnot Kreckk: Oder die Klassengesellschaft, die 
wiederdurchbricht. Ich sehe, wie unsere Gesellschaft 
wieder auseinanderdriftet: auf der einen Seite eine 
Reihe geschützter Sektoren, nicht nur der öffentliche 
Dienst, auch andere Wirtschafiszweige, in denen die 
Arbeitsverhältnisse noch geregelt sind, die Lohne an- 
ständig sind, eine gewisse Arbeiisplatzgarantie be- 
steht, das Arbeitsrechteingehalten wird usw.,und auf 
der andern Seite ein sehr prekärer Sektor. Das niacht 
nur echt Angst. 
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CW: In Luxemburg sclteint in der Tat eine Desngre- 
gntionsplzase eingeläutet zu sein. Iclt wiirde nocli 
niclrt von einer neuen KlirsL~enge~ellsc1it syreclten, 
sondern von einem Nebeneinander versclriedener 
Sclticltten, die keine Solidarität fiireinander empfm- 
den. D k  Brüche verlaufen versclziedenen Linien ent- 
11mg:Auslünder -Luxemburger, S t a a ~ ~ b e ~ m t e n  -An- 
gestellte des Privatrektors, ... 
JetrnnotKreckd: 1111 Bankensektor gibt es auch noch 
geschützte Arbeitsverhältnisse, auch wenn einige 
sich dort beklagen. Doch iiii Vergleich m ~ i i  Bausek- 
tor, zuiii Gaststättengewerbe, ni den Klein- und Mit- 
telbetrieben, niiti Handwerk sind das keine Proble- 
iiie. In diesen Sektoren sind nicht nur die Lohneiiip- 
fänger schlecht gestellt. Auch die Untemehrtierselbst 
sind nicht reich und sie ~tiüssen selbst hart arbeiten. 
Und dieses Auseinanderdriften ist beängstigend. 
Man spürt kein Solidaritätsgefühl, das derii entgegeri- 
wirken würde. 

CW: Ist niclzt auch diis Arbeitsi)erhiil~is, das bislrer 
auf der Partnersclzrift und dem gemeinsamen Inter- 
esse von Arbeitnehmer und Arbeitgeber ir~ifiirrtte, 
dizbei auseinanderzufallen ? Das sclieint mir dat tlicli 
iin Bank~nsektor: Das Kollektivvertrag.~modcll, das 
seit 1967zum Teil den Erfolg deL7 FintrnzplatzeLs aus- 
mriclzte, wurde in Frage gestellt itnd drrrcll ein ncwc>.v 
Modell ersetzt, das nun sclion wieder modifiziert 
wird. Und alle Veränderungen gellen zu Li1stc.n der 
Arbeitnehmer. Und durauf wird natiirlicll mit einer 
gavissen Aggressivitii t reagiert. Und in diesen Rtili- 
incn geitört aucli der Stairtsbeamtenprotest: die 
Angst vor weitergehenden Veränderungen, die iltncn 
gclfiilzrliclz werden könnten. 

JeannotKreckd: Das kann itian so sehen. Die Diskus- 
sion riiuß aber geführt werden, ob das Ausgaiipni- 

veau, von deiii vielleicht Abstriche geniacht werden 
iiiüssen, nicht so hoch ist, daß in der Tat Abstriche 
iiiöglich sind, ohne daß derii einzelnen viel Leid ge- 
schieht. Wir sind ja nicht in einer Krisensituation. 
Deshalb niüßtedoch gerade ni diese~iiZeitpunkt eine 
diesbezügliche, sachliche Diskussion i~iöglich sein, 
die auch miii Nachdenken anregt. 

1ti.p.: Welche Medien sind denn dazu bereit? 

Jeannot Kreckd: Das ist in der Tat ein Problem. Ich 
frage ituch, wo eine solche öffentliche Debatte niög- 
lich wäre, denn das einzige Mediurii, das noch Ein- 
fluß hat, ist das Fernsehen, eventuell das Radio, und 
politische Debatten finden dort ja nicht statt. Alle 
Aussagen iiiüssen in 90-Sekunden-Features gepreßt 
werden. Wie soll ich das denniun iiutden Fragen, die 
wir heute hier diskutiert haben? Heute niorgen ver- 
langte ein RTLJournalist von nur vor laufender Ka- 
iiiera einen Koiiuiientar miii Steuerpaket der Regie- 
rung in zwei Minuten ... Da kann iiian nicht iiiehr 
erklären und nuancieren. Da sind nur noch Schlag- 
wörter inöglich. Also wird die Rede des Politikers 
iiiiiiier nichtssagender. 

foru 1x1: foru iii stc41t gern fiir gesellscha ft.~politi.~cIie 
Debancm zur Verfiigiing. Dieses Ges~)räclr soll den 
Anfirngeher Serie von ivrtiejien Gespriiclten mitPo- 
litikcrn sein, die etwas zu sagen liaben. Und wir ha- 
ben vor, iinserc altc Tradition tlicmenbezogener, yo- 
litischcr Rrtndtiscltgesyriicl~e wieder arrfiitgreifen. 
Den Anfhng mnclien wir am 17. Juni mit der Erzie- 
Iiungsministerin zrim Tlic>ma Aitfnahmeaamen. Fur 
IieutC danken wir Dir fiir diis rn~sfiil~rliclie Gepriicl~ 

Das Gespräch niit Jeannot Kreck6 wurde aiii 3. Mai 1996 aufge- 
noiiiiiien. Von foruiii-Seite waren Rayiiiond Klein, Michel Pauly 
und ('lau& Wey daran beteiligt. 

Der Joghurt bleibt zu 
Hause 

Warum steigende Energiepreise der Umwelt, der Wirtschaft und 
auch den Arbeitnehmern nützen 

Der Konflikt ist bekannt: Die Ökologen fordern eine 
Eiiergiesteuer, uni die uiiiweltzerstörende Ver- 
schweiidung von Energie so weit wie iiiöglich einzu- 
schränken. Die itieisten Ökonomen und die Wirt- 
schaft lehnen eine nationale Energiesteuer ab, weil 
sie die Kosten der deutschen Wirtschaft erhöht und 
ihre Konkurrenzfähigkeit beeinträchtigt. Schienen 
diese Fronten bis vor kurzen1 noch undurchdringlich, 
so iiiehren sich inzwischen die Versuche zu eirieni 
Ko~tiproiiiiß. Den wichtigsten Beitrag dazu leistet 
derzeit der schweizerische Wirtschaftswissenschaft- 

ler Hans-Christoph Binswanger, der als Vater der 
Ökosteuer-1dee gilt. Sein Trick besteht darin, daß er 
von Eiiergiesteuer spricht, aber den Menschen 
gleichzeitig die Angst vor einer neuen Steuererhö- 
hung niinnit. Iiti Gegensatz ni Konzepten von Bünd- 
nis 90/DieGriinen oder auch der SPDwill Binswan- 
ger die Eiiinahiiien aus einer künftigen Energiesteuer 
in voller Höhe wieder an die Gesellschaft nirückge- 
ben: Zu einerii Teil sollen die zusätzlichen Steuerein- 
nahiiieii in die Reiitenkasse fließen. Dadurch würden 
die Kosten für die iiienschliche Arbeitskraft siiiken, 
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